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anspruch des Klägers betrage also nur noch 6000 DM, von 
denen er 2000 DM erhalten habe, so daß ihm noch 4000 DM 
zuzusprechen seien.

Der Generalstaatsanwalt hat die Kassation dieses Urteils 
beantragt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Generalstaatsanwalt ist darin beizupflichten, daß 

die Schadensersatzforderung des Klägers nicht aus einem 
absoluten Recht, d. h. einem gegen jedermann wirk­
samen Recht, hergeleitet werden kann, insbesondere 
nicht aus dem Urheberrecht, das grundsätzlich aus einer 
geistigen Schöpfung — auf dem Gebiet der Literatur 
und Kunst aus der Schöpfung eines Kunstwerkes —, also 
unabhängig von Vereinbarungen der Parteien, entsteht. 
Der Kläger hat allerdings seinen Anspruch auch auf 
§ 36 LitUG gestützt. Dem steht aber entgegen, daß nach 
deutschem Recht Ideen, Vorwürfe und Stoffe von lite­
rarischen Werken als solche nicht geschützt sind. (Des­
halb war und ist der Kläger auch nicht durch das 
Urheberrecht Brechts, jetzt seiner Erben, am „Kaukasi­
schen Kreidekreis“ gehindert, seinerseits das „Zwei- 
Mütter-Problem“ künstlerisch zu behandeln.) Geschützt 
ist vielmehr nur die künstlerische Gestaltung. Da diese 
aber selbst bei reinen Sprachwerken (Roman, Epos, 
Lyrik) nicht nur im sprachlichen Ausdruck besteht, so 
ist die Grenze gegenüber dem rein Stofflichen nicht im­
mer leicht zu ziehen. Dies gilt in besonderem Maße 
vom Film, in dem — im Gegensatz z. B. zum Roman, 
der in der Regel nur einen Verfasser hat, gegenüber 
dessen Leistung die etwaiger anderer künstlerischer 
Mitarbeiter, z. B. eines Buchillustrators, sich einerseits 
deutlich abheben, andererseits an Bedeutung zurück­
treten — eine ganze Reihe von Künstlern mitwirkt, 
deren ^.rbeit die des Drehbuchverfassers oft an Be­
deutung übertrifft (Fotograf, Regisseur, Schauspieler 
usw.), und bei dem oft in den verschiedenen Sta­
dien der Schaffung des Drehbuchs verschiedene Mit­
arbeiter beteiligt sind.

Daher kann, wie der Generalstaatsanwalt zutreffend 
ausführt, zweifelhaft sein, ob der Schöpfer der Film­
idee — der Ausdruck „Idieenlieferant“ sollte in einer gei­
stigen, insbesondere einer rechtlichen Auseinander­
setzung vermieden werden, auch wenn er in der täg­
lichen Umgangssprache der Beteiligten verwandt wer­
den mag — Urheberrechtsschutz, insbesondere nach § 36 
in Verbindung mit § 12 Abs. 1 und Abs. 2 Ziff. 6 LitUG, 
genießt.

Jedenfalls wird er, auch darin ist dem Generalstaats­
anwalt zuzustimmen, an dem fertigen Drehbuch dann 
kein Urheberrecht, auch kein Miturheberrecht, haben, 
wenn dieses von anderen Mitwirkenden ausgearbeitet 
ist und von der seine Idee verkörpernden Skizze stark 
abweicht. (Die Frage, ob der Ideenschöpfer einer sol­
chen Abweichung aus urheberrechtlichen oder anderen 
Gründen entgegentreten kann, ist hier nicht zu beant­
worten, da sie nicht Gegenstand des Prozesses ist.) Eine 
solche Abweichung, mit der sich überdies der Kläger 
nach früherem Widerstreben abgefunden hat, liegt aber 
hier vor. Er hat infolgedessen keinesfalls ein Urheber­
recht am fertigen Drehbuch.

Andere absolute Rechte als Urheberrechte oder deren 
Ableitungen, wie etwa Verlagsrechte, kommen an einem 
Film oder dessen Drehbuch nicht in Betracht. Da im 
vorliegenden Falle kein absolutes Recht verletzt sein 
kann, kann der Klaganspruch auch nicht auf § 823 Abs. 1 
in Verbindung mit § 842 BGB gestützt werden. Das­
selbe gilt für § 823 Abs. 2 BGB, da als Schutzgesetz, 
dessen Verletzung Schadensersatzansprüche hervorrufen 
könnte, bei einem Filmwerk nur ein Urheberrecht in 
Betracht käme.

Der Klaganspruch kann also nicht aus einem ab­
soluten Recht, insbesondere einem Urheberrecht, allein 
oder in Verbindung mit § 823 BGB abgeleitet werden.

Dagegen ist Ableitung aus einem durch Vertrag be­
gründeten obligatorischen — nur dem Vertragsgegner 
gegenüber wirksamen — Recht jedenfalls begrifflich 
möglich.

Durch Vertrag können einem Vertragsteilnehmer be­
liebige Befugnisse eingeräumt werden, falls sie nicht 
ihrem Inhalt nach verboten sind oder gegen die guten 
Sitten verstoßen. Auf dem Gebiet literarischer Schöp­
fungen — im weiteren Sinne des Wortes — ist also ins­

besondere zu beachten, daß nicht etwa Urheberrechte 
Dritter beeinträchtigt werden dürfen. Das ist aber nicht 
der Fall, wenn der Produzent eines Films dem Ideen­
schöpfer das Recht einräumt, im Vorspann mit der 
Formel: „Nach einer Idee von genannt zu werden.

Diese Vereinbarung war also inhaltlich rechtswirk­
sam. Es bestehen auch sonst gegen sie keine recht­
lichen Bedenken, insbesondere nicht hinsichtlich der 
Legitimation des die Verklagte vertretenden Chef­
dramaturgen.

Allerdings kann dessen Befugnis nicht, wie das Bezirks­
gericht gemeint hat, schon deshalb bejaht werden, weil 
die Parteien einen Teilvergleich abgeschlossen haben, 
der inhaltlich auf der Rechtswirksamkeit der genann­
ten Vereinbarung beruht. Durch einen Teilvergleich 
kann für Streitigkeiten oder Teilstreitigkeiten, die 
nicht von ihm erfaßt werden, kein Präjudiz geschaffen 
werden, da durch ihn der Rechtsstreit nur teilweise bei­
gelegt wird (§ 794 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO).

Die Befugnis des Chefdramaturgen zum Abschluß der 
Vereinbarung ist aber schon deshalb zu bejahen, weil 
die Verklagte selbst, soweit aus den Feststellungen des 
Urteils des Bezirksgerichts ersichtlich ist, sie nicht an­
gegriffen hat. Sie hat die Rechtswirksamkeit der Verein­
barung überhaupt nicht angegriffen; sie mißt ihr nur 
eine, geringere Tragweite bei als der Kläger, und ins­
besondere macht sie geltend, daß aus ihrer Verletzung 
keine Schadensersatzansprüche entstehen könnten.

Diese Auffassung ist aber grundsätzlich irrig. Wenn 
dem Verfasser eines Beitrags zur Schöpfung eines Films 
versprochen und vertraglich zugesichert wird, sein 
Name werde, wenn auch nur in einer einschränkenden 
Form, wie: „Nach einer Idee von im Vorspann 
des Films genannt werden, so ist der Filmproduzent 
verpflichtet, dies zu tun. Erfüllt er die Zusage nicht, 
so bedeutet dies eine positive Vertragsverletzung, denn 
durch die Nennung soll eine geistige Leistung des Ideen­
schöpfers bekannt werden, während die Unterlassung 
der Nennung ihr Unbekanntbleiben bedeutet. Der durch 
eine positive Vertragsverletzung entstandene Schaden 
muß ersetzt werden. Darauf, ob es sich um eine Haupt­
oder Nebenleistung handelt, kommt es nicht an. Im 
übrigen war die zugesagte Nennung für den Kläger 
keinesfalls bedeutungslos. Noch weniger kann es dar­
auf ankommen, ob für die zugesagte Leistung ein Ent­
gelt zu zahlen war. Daß auch unentgeltlich geschuldete 
Leistungen erfüllt werdten müssen, ergibt sich z. B. aus 
den Vorschriften über den Auftrag (§ 662 BGB) und die 
unentgeltliche Vereinbarung (§§ 688, 690 BGB).

Dem Generalstaatsanwalt ist darin zuzustimmen, daß 
die Entstehung eines Schadens und grundsätzlich auch 
dessen Höhe nachgewiesen werden muß; anders würde 
es nur liegen, wenn, was hier aber nicht der Fall ist, 
eine Vertragsstrafe ausbedungen worden wäre.

An den Nachweis des Schadens dürfen aber, wie übri­
gens auch sonst, keine übermäßigen Anforderungen ge­
stellt werden. Sehr weitgehende Anforderungen an 
den Beweis, daß ein Schaden entstanden sei, und ins­
besondere sehr weitgehende Anforderungen an den Be­
weis der Höhe des Schadens können 'häufig dazu füh­
ren, einem Geschädigten Ersatz vorzuenthalten, weil 
irgendwelche Einzelheiten eines lückenlosen Nachweises 
fehlen. Dem Bedürfnis, die Anforderungen an den Be­
weis des Schadens, auch des Grundes des Schadens, in 
schwierigen Fällen auf ein erfüllbares Maß zu be­
schränken, hat der Gesetzgeber durch § 287 ZPO Rech­
nung getragen. Nach Abs. 1 dieser Bestimmung kann in 
geeigneten Fällen das Gericht nach freier Überzeugung 
auch darüber entscheiden, ob überhaupt ein Schaden 
entstanden ist.

Diese Entscheidung darf nicht nach Willkür getroffen 
werden. Es müssen ausreichende Anhaltspunkte dafür 
vorhanden sein, die zur Annahme der Entstehung eines 
Schadens berechtigen. In vielen Fällen wird es zweck­
mäßig oder sogar notwendig sein, hierüber einen Sach­
verständigen zu vernehmen. Daher ist in Satz 2 des 
Abs. 1 des § 287 ZPO eine Beweisaufnahme, insbeson­
dere durch Sachverständigengutachten, ins Ermessen 
des Gerichts gestellt. Das bedeutet aber auch, daß Sach­
verständige vernommen werden müssen, wenn der Rich­
ter nicht die erforderliche Sachkunde haben kann.

Im vorliegenden Fall hat das Bezirksgericht, offenbar 
auf Grund derartiger Erwägungen, einen Sachverstän-
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